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Die Deutsche Gesellschaft 
für Kieferorthopädie e.V. 
unterstützt die Forderung 
nach mehr Versorgungsforschung in der 
Kieferorthopädie, weist aber fehlerhafte 
und unverständliche Aussagen zurück

Die DGKFO unterstützt ausdrück-
lich alle Bemühungen zur Verbes-

serung der Studienlage zu Nutzen und 
Wirksamkeit kieferorthopädischer Be-
handlungen von Kindern, Jugendlichen 
und Erwachsenen – eine qualitativ 
hochwertige Versorgungsforschung ge-
hört dazu. Darum begrüßt die DGKFO, 
dass der Bundesrechnungshof das Bun-
desgesundheitsministerium dazu auf-
fordert, „eine Versorgungsforschung im 
Bereich Kieferorthopädie anzustoßen“.

Die Gesellschaft widerspricht je-
doch der pauschalen Behauptung, dass 
der Nutzen der kieferorthopädischen 
Therapie nicht gesichert sei. Publikatio-
nen auf höchstem Evidenzniveau bele-
gen beispielsweise, dass Fehlstellungen – 
vergrößerte sagittale Frontzahnstufen – 
unbehandelt derzeit weltweit für über 
200 Millionen Verletzungen pro Jahr 
mit entsprechenden Folgekosten ver-
antwortlich sind. Ebenso belegen Un-
tersuchungen, dass sich die Wahr-
scheinlichkeit eines Frontzahntraumas 
bei dieser Form der Fehlstellung ver-
doppelt.

Eine Voraussetzung für erfolgreiche 
Untersuchungen im Rahmen der Ver-
sorgungsforschung ist auch die Qualität 
der langfristigen kieferorthopädischen 
Behandlungsdokumentation. Aus die-
sem Grund hat die DGKFO bereits vor 
einiger Zeit einen Leitfaden zur Quali-
tätssicherung in der kieferorthopädi-
schen Behandlung auf den Weg ge-
bracht, der sich in der finalen Abstim-
mungsphase befindet.

Darüber hinaus plant die DGKFO, 
kieferorthopädische Fragestellungen als 
Bestandteil der kommenden 6. Deut-
schen Mundgesundheitsstudie (DMS 
VI) zu etablieren. Nicht zuletzt arbeiten 
Expertinnen und Experten der Gesell-
schaft bereits seit einiger Zeit daran, 
Stellungnahmen und Leitlinien zu ver-
schiedenen Fragestellungen zu erstellen 
bzw. zu aktualisieren. 

Nicht nachvollziehen kann die Ge-
sellschaft Aussagen des Bundesrech-
nungshofes über eine angebliche Erhö-
hung der Fallkosten, da sich weder BEMA 
noch Punktwerte seit 2008 nennenswert 
erhöht haben. Die allgemeinen Preis-

anpassungen im Rahmen der Punktwert-
erhöhung erklären eine angebliche Ver-
doppelung der Fallkosten nicht. 

Die ebenfalls vom Bundesrech-
nungshof kritisierte Situation bei Selbst-
zahlerleistungen wurde im Jahr 2016 
durch eine Stellungnahme des Berufs-
verbandes der Kieferorthopäden (BDK), 
DGKFO und Kassenzahnärztliche Bun-
desvereinigung (KZBV) kommentiert. 
Eine Übernahme von oftmals wün-
schenswerten Selbstzahlerleistungen in 
den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung wird darin nicht 
empfohlen. Die ebenfalls geforderte 
Transparenz über Selbstzahlerleistungen 
wäre nach Auffassung der DGKFO unter 
datenschutzrechtlichen Gesichtspunk-
ten höchst problematisch und nur dann 
zu akzeptieren, wenn diese generell auf 
alle Selbstzahlerleistungen im Bereich 
der Medizin ausgedehnt würde. Auf-
grund des privaten Charakters eines sol-
chen Dienstvertrages müssten dann je-
doch die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen massiv geändert werden.  
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